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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Lebensmittelgesetzes 

— Drucksache V/4028 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Lösche 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde vom Pie- j Diese Anhaltspunkte können jedoch nur durch die 
num des Deutschen Bundestages in der 227. Sitzung | Besichtigung des Herstellungsvorganges gewonnen 
am 23. April 1969 an den Ausschuß für Gesund- | werden, 
heitswesen überwiesen. 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat den 
Entwurf in seiner Sitzung am 3. Juni 1969 beraten. 
Der Ausschuß war der Auffassung, daß die in die- 
sem Gesetz vorgesehenen Änderungen des Lebens- 
mittelgesetzes einer Gesamtreform des Lebensmit- 
telgesetzes und Lebensmittelrechts nicht vorgreifen. 
Die jetzt vorgenommenen Änderungen, die im we- 
sentlichen für den Vollzug des Lebensmittelgesetzes 
von Bedeutung sind, konnten jedoch nicht länger 
zunickgestellt werden. Es erwies sich als notwendig, 
die Besichtigungsbefiignis des § 6 auf Räume aus- 
zudehnen, in denen Bedarfsgegenstände im Sinne 
des § 2 Nr. 1 oder Spielwaren hergestellt werden. 
Durch die Besichtigimgsbefugnis soll verhindert wer- 
den, daß verbotene Stoffe auf dem Wege über Be- 
darfsgegenstände auf oder in Lebensmittel gelangen. 
Bei Spielwaren besteht die Gefahr, daß von ihnen 
gesimdheitsgefährliche Stoffe direkt in den mensch- 
lichen Körper übergehen, da sie bei dem Gebrauch 
durch Kinder mitunter in den Mund genommen 
werden. 

Die gesundheitlich unbedenkliche Beschaffenheit 
eines aus Kunststoff hergestellten Bedarfsgegen- 
standes oder Spielzeuges kann am fertigen Erzeug- 
nis nur schwer festgestellt werden. Die Untersu- 
chungsbehörden benötigen jedoch, um die Zusam- 
mensetzung des Kunststoffes analytisch bestimmen 
zu können, vor allem auch Anhaltspunkte über die 
Art der Behandlung des Kunststoffes bei der Ferti- 
gung des Bedarfsgegenstandes oder Spielzeuges. 


Die Einfügung des § 10 a war geboten, da eine 
Sondervorschrift über den Vollzug des Lebensmittel- 
gesetzes im Bereich der Bundeswehr entsprechend 
der früheren Regelung für den Bereich des Reichs- 
heeres und der Reichsmarine nicht mehr besteht, so 
daß die Befugnis zur Überwachung des Verkehrs mit 
Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen (Lebens- 
mittelüberwachung) in Einrichtungen der Bundes- 
wehr einer Klarstellung bedarf. 

Der Bundesrat hat im Hinblick darauf, daß zur 
Überwachung nach § 6 des Lebensmittelgesetzes 
auch das Betreten von Wohnräumen erforderlich 
werden könnte, z. B. dann, wenn Spielwaren in 
Heimarbeit hergestellt werden, vorgeschlagen, an 
§ 6 einen neuen Absatz 5 anzufügen. Die Bundesre- 
gierung hat dagegen geltend gemacht, Artikel 2 des 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Lebens- 
mittelgesetzes vom 21. Dezember 1958 (BGBl. I 
S. 950) sehe eine entsprechende Grundrechtsein- 
schränkung im Hinblick auf die geltende Fassung 
des § 6 vor. Zum Ausschluß von Zweifeln schlug die 
Bundesregierung vor, die auch nach ihrer Auffas- 
sung gebotene Grundrechtseinschränkung nicht in 
§ 6 des Lebensmittelgesetzes, sondern in der glei- 
chen Weise vorzunehmen, wie dies anläßlich der 
Novellierung des Lebensmittelgesetzes im Jahre 
1958 geschehen sei. Danach soll Artikel 2 dieses 
Gesetzes entsprechend gefaßt werden. 

Der Ausschuß hat sich dieser Auffassung ange- 
schlosseii und den aus der Anlage ersichtlichen 
Artikel 1 a eingefügt. 
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Der Ausschuß beschloß ferner zu Artikel 1, in den 
Eingangsworten den zweiten Halbsatz wie folgt zu 
fassen: 

„ . . . , zuletzt geändert durch das Einführungs- 
gesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I. S. 503), . . . " 

Diese Änderung ist eine notwendige Richtigstel- 
lung. 

Letztlich ist der Ausschuß bei seinen Beratungen 
dem Vorschlag des Bundesrates, dem die Bundes- 
regierung zugestimmt hat, gefolgt und hat in Ar- 
tikel 1 die Nummer 4 gestrichen, da diese Vorschrift 
überflüssig ist, weil sich der vorgesehene Text nicht 
von dem geltenden Recht unterscheidet. 


Bonn, den 13. Juni 1969 


Frau Lösche 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/4028 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 13. Juni 1969 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen 

Dr. Jungmann Frau Lösche 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 

eines Gesetzes 

zur Änderung des Lebensmittelgesetzes 
■ — Drucksache V/4028 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheitswesen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Lebensmittelgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln 
und Bedarfsgegenständen (Lebensmittelgesetz) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Januar 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 17), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über den Übergang von Zuständigkeiten 
aui dem Gebiet des Rechts des Gesundheitswesens 
vom 29. Juli 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 560), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 1 wird hinter Nummer 2 folgende 
^ Nummer 3 eingefügt: 

„3. Bedarfsgegenstände im Sinne des § 2 Nr. 1 
oder Spielwaren hergestellt werden,". 

2. Nach § 10 wird folgender § 10 a angefügt: 

♦ 

.,§ 10 a 

(1) Im Bereich der Bundeswehr obliegt der 
Vollzug dieses Gesetzes bei der Überwachung 
des Verkehrs mit Lebensmitteln und Bedarfs- 
gegenständen, insbesondere in den Verpfle- 
gungseinrichtungen und Kantinen, den zustän- 
digen Stellen und Sachverständigen der Bundes- 
wehr. 

(2) Die zuständigen Stellen der Bundeswehr 
und die für die Überwachung des Verkehrs mit 
Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen zustän- 
digen Behörden der Länder sind verpflichtet, 
sich beim Vollzug dieses Gesetzes gegenseitig 
Amtshilfe zu leisten. Sie haben sich insbesondere 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Lebensmittelgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln 
und Bedarfsgegenständen (Lebensmittelgesetz) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Januar 
1936 (Reichsgesetzbl. IS. 17), zuletzt geändert durch 

das Einführungsgesetz über Ordnungswidrigkeiten 

vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), wird 
wie folgt geändert: 


1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf 

1. die für den Vollzug des Gesetzes zu- 
ständigen Stellen und Sachverständi- 
gen mitzuteilen und 

2. bei Zuwiderhandlungen und bei Ver- 
dacht auf Zuwiderhandlungen gegen 
Vorschriften des Lebensmittelrechts für 
den jeweiligen Zuständigkeitsbereich 
unverzüglich zu unterrichten und bei 
der Ermittlungstätigkeit gegenseitig zu 
unterstützen." 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht im Land 
Berlin. 

3. § 20 a Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

,In Nummer 2 Buchstabe b werden hinter dem 
Wort „Bundesgrenzschutzes" die Worte „des 
Luftschutzwarndienstes und des Technischen 
Hilfswerks" und hinter den Worten „einschließ- 
lich der hierfür erforderlichen Versuche" die 
Worte „sowie der Abgabe solcher Lebensmittel 
an andere, wenn dies zur ordnungsgemäßen 
Vorratshaltung erforderlich ist" eingefügt.' 

4. ln § 20 b Abs. 1 Satz 1 erhalten die beiden er- 
sten Halbsätze folgende Fassung: 

„Zuständig für die Zulassung von Ausnahmen 
nach § 20 a Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 Buchstabe b 
ist der Bundesminister für Gesundheitswesen im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und für 
Wirtschaft; im Falle des § 20 a Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe b auch im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern;". 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitiingsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt drei Monate nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


3. unverändert 


Nummer 4 entfällt 


Artikel la 

Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Lebensmittelgesetzes vom 21. Dezember 
1958 (Bundesgesetzbl. I S. 950) erhält folgende 
Fassung: 

„Artikel 2 

Zur Verhütung dringender Gefahren für die öf- 
fentliche Sicherheit und Ordnung können nach Maß- 
gabe des § 6 Abs. 1 bis 4 des Lebensmittelgesetzes 
in der Fassung dieses Gesetzes auch Wohnräume 
betreten werden. Das Grundrecht der Unverletzlich- 
keit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes) wird insoweit eingeschränkt." 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 
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